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An die Mitglieder des Deutschen Bundestages

 

Offener Brief: Interview mit J. Sachs – Sie haben die 
Bevölkerung seit Jahren getäuscht

Sehr geehrte Damen und Herren,

was könnte deutlicher belegen als das nachfolgende Interview mit Jeffrey 
Sachs, dass SIE die Bevölkerung seit Jahren in übelster Manier täuschen, 
belügen und in die Armut treiben mit Ihrer unseligen Kriegs- und 
Aufrüstungspolitik gegen Russland!

Wie viele ukrainische Soldaten und Zivilisten, wie viele russische Soldaten und 
Zivilisten könnten noch leben, die Ukraine wäre nicht zerstört worden, wenn SIE 
sich auf diesen fatalen Kurs gar nicht erst eingelassen hätten. Mit voller 
Unterstützung der meisten Medien natürlich.

DAFÜR SIND SIE MITVERANTWORTLICH!

UND SIE WOLLEN JETZT ERNEUT GEWÄHLT WERDEN?

SCHLUSS JETZT MIT RÜSTUNGSEXPORTEN AN DIE UKRAINE UND 
ISRAEL!

ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN!

Ursula Mathern

Berliner Zeitung 2.2.2025



Jeffrey Sachs: „Baerbock war im Grunde 
Kriegsministerin, keine Diplomatin“

Interview Simon Zeise

Jeffrey Sachs ist ein weltweit gefragter Experte. Das Times Magazine zählte ihn 
zu den 100 einflussreichsten Wissenschaftlern der Welt. Der Ökonom ist gut 
vernetzt, er hat die letzten drei UN-Generalsekretäre, die wichtigsten 
internationalen Institutionen und zahlreiche Regierungen beraten.

Gerade kommt er aus Hongkong zum Gespräch in ein Hotel in Frankfurt am 
Main, wo er sein neuestes Buch „Diplomatie oder Desaster. Zeitenwende in den 
USA – ist Frieden möglich?“, das im Westend-Verlag erschienen ist, präsentiert. 
Die Berliner Zeitung sprach mit ihm über den Krieg in der Ukraine, die Pläne von
Präsident Trump und die Verantwortung der deutschen Bundesregierung.

Mr. Sachs, Donald Trump wurde erneut zum US-Präsidenten gewählt. Er hat 
angekündigt, den Krieg in der Ukraine schnell zu beenden. Glauben Sie ihm?

Ja, ich glaube, dass der Krieg bald beendet sein wird. Ich denke nicht, dass die 
USA die Ukraine weiter bewaffnen oder finanzieren werden. Das ist nicht in 
Amerikas Interesse. Es ist nicht im Interesse der Ukraine und es ist nicht im 
Interesse Europas. Dieser Krieg sollte beendet werden. Er hätte vermieden 
werden können.

Sie haben einmal behauptet, Trump habe sich während seiner ersten Amtszeit 
nicht gegen den sogenannten tiefen Staat durchsetzen können. Können Sie mir 
erklären, was Sie damit meinen?

Nehmen Sie den Fall der Ukraine. Dieser Krieg ist das Ergebnis eines 
langfristigen Projekts des Sicherheitsstaates der Vereinigten Staaten. Und damit
ist der militärisch-industrielle Komplex gemeint, einschließlich des Pentagon, der
CIA und der anderen Sicherheitsinstitutionen. Deren Ziel war es, die Nato 
auszuweiten, Russland einzukreisen, zu schwächen und möglicherweise einen 
Regimewechsel herbeizuführen oder das Land aufzuteilen.

Die offizielle Zielsetzung der Biden-Regierung lautete aber, dass die Ukraine 
gegen den Einmarsch der russischen Armee verteidigt werden soll.

Die USA verfolgen das Ziel, Russland zu destabilisieren, bereits seit dem Ende 
der Sowjetunion. Wir können uns alle daran erinnern, dass 1990 Hans-Dietrich 
Genscher und James Baker, die beiden Außenminister Deutschlands 
beziehungsweise der USA, der Sowjetunion versprachen, dass die Nato sich 
keinen Zentimeter nach Osten ausweiten werde. Doch die USA beschlossen, 
dieses Versprechen zu brechen. Sobald die Sowjetunion am Ende war, wurde 
die Nato zunächst auf Polen, Ungarn und die Tschechische Republik 



ausgedehnt, später noch weiter in Richtung Osten auf die baltischen Länder, auf
Rumänien, Bulgarien, die Slowakei und Slowenien. Auf dem Nato-Gipfel 2008 in
Bukarest gab es schließlich die Zusage, die Ukraine und Georgien 
aufzunehmen. Die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel wusste, dass dies 
eine sehr schlechte und provokative Idee war. Merkel versuchte, sich dagegen 
zu wehren. Aber am Ende hat sie nachgegeben. Sie blockierte den Plan, sich 
auf ein bestimmtes Datum festzulegen, stimmte aber der Erklärung zu, dass die 
Nato sich 2014 um die Ukraine und Georgien erweitern werde.

Wie groß ist der Anteil der USA an der Eskalation der Ukrainekrise?

Die Vorstellung, die USA würden Russland einkesseln oder einen 
Regimewechsel herbeiführen können, war absurd und zum Scheitern verurteilt. 
Das aggressive Vorgehen hätte zu einem Atomkrieg führen können. Aber der 
tiefe Staat in den Vereinigten Staaten ist nicht sehr vernünftig, und er beschloss,
das Risiko einzugehen. Lange Zeit wussten die deutschen Verantwortlichen, 
dass es leichtsinnig war. Aber auch Bundeskanzler Olaf Scholz stellte sich 
schließlich ganz auf die Seite der Vereinigten Staaten. Diese Haltung ist leider 
unter vielen deutschen Politikern verbreitet.

Trump hat ein neues goldenes Zeitalter für die USA ausgerufen. Wie beurteilen 
Sie seine Wirtschaftsstrategie?

Ich denke, für Elon Musk wird es wahrscheinlich ein goldenes Zeitalter werden. 
Aber nicht viele Menschen haben ein persönliches Vermögen von 400 Milliarden
Dollar. Für den Durchschnittsamerikaner steht kein goldenes Zeitalter bevor. Die
USA sind eine Art Plutokratie, in der Geld wählt und das Volk wenig Macht hat. 
Die Wahlkampagnen sind ziemlich teuer. Im Wahlkampf wurden etwa 16 
Milliarden Dollar ausgegeben. Die CEOs der großen Tech-Unternehmen haben 
das meiste Geld zur Verfügung gestellt. Sie haben sich auf Trumps Seite gestellt
und ihr Reichtum ist seit dem Wahltag stark angestiegen.

Die erste wirtschaftspolitische Maßnahme von Trump wird wahrscheinlich eine 
Fortsetzung der Steuersenkungen für US-Unternehmen sein. Und das ist 
natürlich sehr freundlich für den Technologiesektor. Dazu wird er die 
Sozialausgaben kürzen wollen. Das wird für den Durchschnittsbürger ziemlich 
hart.

EU-Kommissionschefin Ursula von der Leyen hat vorgeschlagen, dass die 
Europäer mehr Waffen und mehr Flüssigerdgas aus den USA kaufen, um Trump
zu besänftigen. Ist das die richtige Strategie?

Natürlich wollen die USA teures Flüssigerdgas und Rüstungsgüter an Europa 
verkaufen. Aber das liegt nicht im europäischen Interesse. Europa braucht seine
eigene Außenpolitik. Es braucht eine eigene Wirtschaftspolitik. Es muss 
verstehen, dass Trump kein Pro-Europäer ist. Europa befindet sich im Moment 



in einer miserablen wirtschaftlichen Lage. Es verfügte über eine kostengünstige 
Versorgung mit Primärrohstoffen aus Russland und der Ukraine. Doch es spielte
das Spiel der Nato-Erweiterung mit und verlor sowohl sein günstiges Gas als 
auch seine kostengünstigen Ressourcen aus der Ukraine. Die Preise in Europa 
sind in die Höhe geschossen. Die Wirtschaft stagniert oder schrumpft. Die 
Wachstumsaussichten sind gleich null. Die deutsche Industrie macht dicht. Und 
das alles nur, um ein Spiel der USA zu spielen.

Der Kanzlerkandidat der CDU, Friedrich Merz, hat dazu noch deutsche 
Unternehmen aufgerufen, ihre Investitionen in China zu überdenken. Das ist 
eine amerikanische Deep-State-Linie. Das ist nicht im deutschen Interesse, 
denn China ist einer der wichtigsten Märkte für die deutsche Industrie.

Die Abkehr vom russischen Gas ist von der Bundesregierung gewollt. Erklärtes 
Ziel ist die Transformation der Industrie. Durchläuft die deutsche Wirtschaft eine 
notwendige Schocktherapie?

Das ist keine Therapie. Hier wird eine Politik verfolgt, die den Interessen 
Deutschlands absolut zuwiderläuft. Deutschlands Interesse ist es, mit Russland 
Handel zu treiben, um günstiges Gas und Rohstoffe aus Russland und der 
Ukraine zu bekommen, Frieden in dieser Region zu haben und mit China 
Handel zu treiben. Was tut Deutschland stattdessen? Es stellt den Handel mit 
Russland ein, kauft amerikanische Waffen und verlängert den Krieg in der 
Ukraine. Zu guter Letzt folgt Deutschland den USA in einen kalten oder vielleicht
bald heißen Krieg mit China.

Um die Rüstungskapazitäten zu steigern, soll Deutschland einen höheren Anteil 
seines Bruttoinlandsprodukts zur Verfügung stellen. Vielleicht könnte dann die 
Militärhilfe der Amerikaner für die Ukraine kompensiert werden?

Natürlich könnte Europa seine Wirtschaft weiter ruinieren, wenn es sie 
militarisiert. Das wäre eine Tragödie für Europa, aber es könnte in zehn Jahren 
so weit sein. Jedoch wird es nicht zehn Jahre dauern, bis Russland die Ukraine 
besiegt. Es werden wohl eher zehn Wochen oder zehn Monate sein. Anstatt von
einer Niederlage zu sprechen, sollten wir versuchen, eine Verhandlungslösung 
finden. Wir müssen die Diplomatie wiederherstellen. Denn ohne Diplomatie gibt 
es weder wirtschaftlichen noch sozialen Erfolg oder Sicherheit. Deutschland hat 
die Diplomatie in dieser Zeit aufgegeben. Die scheidende Außenministerin, 
Annalena Baerbock, war, wie unser Außenminister, im Grunde eine 
Kriegsministerin, keine Diplomatin.

Die Sabotage der Nord-Stream-Pipeline symbolisiert den Niedergang der 
deutschen Wirtschaft. Die Energiepreise sind rapide gestiegen. Es ist auffällig, 
dass die Bundesregierung kaum einen Schritt unternimmt, um den Anschlag zu 
untersuchen. Sie haben einmal gesagt, dass die USA hinter den Anschlägen 
stecken. Also, wer sind die Attentäter?



Man kann in Seymour Hershs detaillierter Recherche nachlesen, wie es 
gemacht wurde. Ich erinnere an die Pressekonferenz von Bundeskanzler 
Scholz, der am 7. Februar 2022 im Weißen Haus stand, als ein Reporter Biden 
fragte: Was werden Sie tun, wenn Russland in die Ukraine einmarschiert? Biden
antwortete, Nord Stream 2 werde es dann nicht mehr geben. Und auf die Frage, 
wie er das werde tun wollen, antwortete Biden: „Ich verspreche Ihnen, dass wir 
das schaffen.“

Die Berichterstattung in Deutschland ist einigermaßen absurd. Es wird die 
Legende verbreitet, dass sechs Ukrainer in einem Segelboot die Pipeline 
gesprengt haben. Doch handelte es sich um eine gewaltige Operation, die 
massive technische Unterstützung erforderte. Es wurde eine sehr große Menge 
Sprengstoff benötigt. Material, das nicht in ein Segelboot mit sechs Personen 
passen würde.

Aber selbst wenn es wahr wäre, sollte sich die deutsche Regierung fragen: 
Warum ruinieren wir die deutsche Wirtschaft, wenn sechs Ukrainer im Auftrag 
des ukrainischen Geheimdienstes unsere Energieversorgung in die Luft 
sprengen?

Haben Sie mit Politikern über den Nord-Stream-Fall gesprochen?

Ja, ich habe mit vielen Leuten gesprochen. Ich habe vor dem UN-Sicherheitsrat 
gesagt, dass es eine unabhängige Untersuchung geben sollte. Doch der 
amerikanische Botschafter sagte, eine unabhängige Untersuchung sei nicht 
nötig, weil Deutschland, Dänemark und Schweden ermitteln würden. Ich war von
dieser Antwort nicht sehr überzeugt, weil mir klar war, dass die Nato nicht gegen
sich selbst ermitteln würde.

Ihr Rat an die deutsche Regierung wäre also, die Nord-Stream-Pipelines wieder 
zu öffnen?

Ja, natürlich. Deutschland opfert seine Wirtschaft. Die deutsche Industrie ist 
nicht mehr wettbewerbsfähig. Dieser Weg macht keinen Sinn. Deutschland kann
in einem Zeitraum von 20 oder 30 Jahren wie alle anderen auch auf ein 
kohlenstofffreies Energiesystem umsteigen. Aber das von einem Tag auf den 
anderen zu tun, ist keine gute Idee.

Wenn Deutschland an dem Wirtschaftskurs festhält: Wie lange wird die Krise 
noch andauern?

Wenn der Ansatz von Herrn Merz sich durchsetzt, dass die deutsche Wirtschaft 
auf Distanz zu China geht, hat Deutschland weitere zehn oder 20 Jahre 
Schwierigkeiten. Deutschland würde seine Lieferketten nach Osten dann völlig 
aufgeben. Woher soll dann Wachstum kommen? Es wird nicht auf dem US-



Markt erzielt werden, denn Trump wird Deutschland mit Zöllen konfrontieren. 
Deutschland würde dann ohne wirtschaftliche Absatzmöglichkeiten dastehen.

Es gab bereits Gespräche von westlichen Politikern mit Russlands Präsident 
Wladimir Putin. Doch zu einem Durchbruch für einen Waffenstillstand haben sie 
nicht geführt. Wie können Verhandlungen effektiv vorangebracht werden?

In diesem Konflikt gibt es vier Parteien. Das sind die Vereinigten Staaten, 
Russland, die Ukraine und die Europäische Union. An den Verhandlungen 
sollten alle diese Parteien beteiligt sein. Es war ein Fehler, Verhandlungen 
auszuschließen, und sich auf den Standpunkt zurückzuziehen, dass die Ukraine 
entscheidet, was zu tun ist.

Die EU sollte sich nicht in die Abhängigkeit von Selenskyj begeben. Trump wird 
das definitiv nicht tun. Selenskyj ist nicht einmal mehr ein verfassungsmäßig 
gewählter Präsident. Er hat kaum mehr Unterstützung im Land. Dieses Regime, 
das in der Ukraine an der Macht ist, schickt Tausende junge Ukrainer sinnlos in 
den Tod.

Selenskyjs Macht hängt am seidenen Faden. Trump könnte mit Putin zu einem 
Friedensschluss kommen und die Militärhilfe für die Ukraine einstellen. Können 
die Europäer das Zünglein an der Waage sein?

Ich vermute stark, dass Putin und Trump mit oder ohne Selenskyj zu 
Verhandlungen kommen werden. In den letzten Wochen habe ich den 
europäischen Staats- und Regierungschefs gesagt, dass Europa mit am Tisch 
sitzen sollte, weil es in dieser Frage auch um die Sicherheit Europas geht. Es ist
ein Fehler, dass die EU-Außenbeauftragte, Kaja Kallas, an ihrem ersten 
Arbeitstag nach Kiew gefahren ist, aber nicht nach Moskau. Es ist einfach, nach 
Kiew zu gehen. Aber die eigentliche Aufgabe eines Diplomaten ist es, nach 
Moskau zu reisen.

Bundeskanzler Scholz hat mit Putin telefoniert und danach erklärt, Russland 
habe kein ernsthaftes Interesse an einem Friedensschluss. Wie sollen die 
Europäer ein Abkommen erreichen?

Biden hatte Interesse daran, dass der Krieg weitergeht. Selbst wenn 
Bundeskanzler Scholz direkt mit Putin gesprochen hätte, hätte das die Probleme
nicht lösen können. Die USA befanden sich auf dem Kriegspfad. Sie wollten den
Krieg, weil sie der Meinung waren, dass Russland in einer direkten 
Konfrontation verlieren würde. Sie dachten, dass die Wirtschaftssanktionen, die 
Wunderwaffen der Nato und die fehlende Unterstützung in der russischen 
Bevölkerung Russland eine Niederlage bescheren würde. Ich habe den US-
Vertretern zu Beginn gesagt, dass sie sich irren. Ich glaube, dass sie nicht 
wussten, was sie taten. Ich halte die Biden-Regierung für völlig inkompetent.



Ich will damit sagen, dass Scholz seine diplomatischen Schritte zu einer Zeit 
unternommen hatte, als die Vereinigten Staaten es nicht taten. Jetzt werden die 
USA verhandeln, auch wenn Europa nicht dabei ist. Im Kern muss es den 
Europäern gelingen, eine gemeinsame Position zu erarbeiten. Davon ist jedoch 
derzeit wenig zu sehen. Die EU hat ihren diplomatischen Kurs immer mehr an 
russophoben Regierungen wie in Estland, Lettland oder Polen ausgerichtet. 
Europa darf seine Außenpolitik um Himmels willen nicht dem Baltikum 
überlassen. Das ist nur ein kleiner Teil Europas, der stark von der Nato 
unterstützt wird.

Europa sollte schnell handeln, denn Trump verhandelt bereits mit Putin. 
Russland hat wiederholt erklärt, dass es eine neue europäische 
Sicherheitsarchitektur anstrebt. Europa sollte daran anknüpfen. Die OSZE käme
dem am nächsten. Leider ist sie angesichts der US-Politik nahezu 
handlungsunfähig geworden. Ich würde es begrüßen, wenn die OSZE-Prinzipien
auf der Grundlage der kollektiven Sicherheit wiederhergestellt würden. Europa 
würde dann nicht mehr unter dem Sicherheitskonzept der Nato stehen. Statt 
neue amerikanische Mittelstreckenraketen in Deutschland zu positionieren, 
sollte Europa einen Übergang zu kollektiven Konzepten für Rüstungskontrollen 
einleiten.

Zur Person

Jeffrey Sachs (70) ist Ökonom und Leiter des Zentrums für nachhaltige 
Entwicklung an der Columbia University in New York sowie Präsident des UN 
Sustainable Development Solutions Network. Von 2001 bis 2018 war er 
Sonderberater der UN-Generalsekretäre Kofi Annan, Ban Ki-moon und António 
Guterres sowie für die globalen Institutionen IWF, Weltbank, OECD und WTO. 
Zuletzt ist von Jeffrey Sachs erschienen: „Diplomatie oder Desaster. 
Zeitenwende in den USA – ist Frieden möglich?“, Westend-Verlag, 176 Seiten, 
20 Euro

- Anfrage von Ursula Mathern an den Journalisten Florian Warweg zu einer 
möglichen Anfrage an die Bundespressekonferenz


